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12.	 Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG);
	 Allgemeinverfügung zur Änderung der Allge-

meinverfügung Bekämpfung der Ausbreitung 
des Coronavirus SARS-CoV-2 im Landkreis Hof 
aufgrund steigender Fallzahlen 

Aufgrund der Zuständigkeit für den Vollzug des Infekti-
onsschutzgesetzes im Landkreis Hof erlässt das Land-
ratsamt Hof als Kreisverwaltungsbehörde gemäß § 28 
Abs. 1 Sätze 1 und 2 IfSG und § 25 der 11. Bayerischen 
Infektionsschutzmaßnahmenverordnung (11. BayIfSMV) 
i.V.m. § 65 der Zuständigkeitsverordnung, Art. 3 Abs. 1 Nr. 
3  des Gesundheitsdienst- und Verbraucherschutzgeset-
zes und Art. 35 Satz 2 des Bayerischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes (BayVwVfG) in Ergänzung zur 11. Bay-
IfSMV folgende für den gesamten Landkreis Hof geltende

Allgemeinverfügung:

Die vom Landratsamt Hof am 23.12.2020 im Amtsblatt 
des Landkreises Hof Nr. 25 bekanntgemachte Allgemein-
verfügung zur Bekämpfung der Ausbreitung des Corona-
virus SARS-CoV-2, zuletzt geändert durch Allgemeinver-
fügung vom 08.01.2021, wird wie folgt geändert:

1.	 Nr. 6 Satz 2 wird wie folgt geändert:
	 Sie tritt mit Ablauf des 14.02.2021 außer Kraft.

2.	 Diese Allgemeinverfügung tritt am 01.02.2021 in Kraft.

Begründung:
Die Änderung umfasst weiterhin lediglich die Ausdehnung 
der Gültigkeitsdauer der Allgemeinverfügung. Die Grün-
de, die den Erlass der Allgemeinverfügung erforderlich 
machten, liegen weiterhin vor. Insoweit wird auf die Be-
gründung der Ursprungsallgemeinverfügung verwiesen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach ihrer Bekanntgabe Klage bei dem Baye-
rischen Verwaltungsgericht Bayreuth erhoben werden.

Dafür stehen folgende Möglichkeiten zur Verfügung:

a)	 Schriftlich oder zur Niederschrift
	 Die Klage kann schriftlich oder zur Niederschrift des 

Urkundsbeamten der Geschäftsstelle erhoben wer-
den. Die Anschrift lautet:

Bayerisches Verwaltungsgericht Bayreuth

Postfachanschrift:  
Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth

Hausanschrift:  
Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth.

b)	 Elektronisch
	 Die Klage kann bei dem Bayerischen Verwaltungsge-

richt Bayreuth auch elektronisch nach Maßgabe der 
der Internetpräsenz der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
(www.vgh.bayern.de) zu entnehmenden Bedingungen 
erhoben werden.
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Dafür steht im Rahmen des Elektronischen Rechtsver-
kehrs die Möglichkeit der Übermittlung eines elek-
tronischen Dokuments mit qualifizierter elektroni-
scher Signatur an das Elektronische Gerichts- und 
Verwaltungspostfach (EGVP) des Gerichts zur Ver-
fügung.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Landrats-
amt Hof) und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. 
Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll 
in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage 
und allen Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung 
oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise 
 zur Rechtsbehelfsbelehrung:

–	 Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. 
Juni 2007 (GVBl S. 390) wurde das Widerspruchsver-
fahren in dem Rechtsbereich, dem der Erlass dieses 
Bescheides zugeordnet ist, abgeschafft. Es besteht 
keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Wider-
spruch einzulegen.

–	 Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten seit 1. Juli 2004 grundsätzlich 

	 ein Gebührenvorschuss zu entrichten.

Hof, den 30.01.2021

Landratsamt Hof

D r .  O l i v e r  B ä r
Landrat

13.	 5. Sitzung des Kreisausschusses des Landkrei-
ses Hof

Am Montag, den 8. Februar 2021, um 14:00 Uhr, findet 
im großen Sitzungssaal der Stadt Hof (Klosterstraße 
3, 2. Stock), die 5. Sitzung des Kreisausschusses   Hof 
statt.

Auf der Tagesordnung im öffentlichen Teil der Sitzung  
stehen folgende Punkte:

1.	 Jahresrechnung 2020

2.	 Fortführung Projekt Wohnberatung

3.	 Marketingmaßnahmen für Urlauber im Hofer 
Land: Nachlese;

	 Antrag der Kreistagsfraktion der SPD

 

14.	 Wahl zum 20. Deutschen Bundestag am 26. Sep-
tember 2021;

	 Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahl-
vorschlägen gemäß § 32 Bundeswahlordnung 
(BWO) für den Wahlkreis 238 Coburg

Vom 19.01.2021 

Der Bundespräsident hat mit Anordnung vom 8. Dezem-
ber 2020 (BGBl I S. 2769) als Termin für die Wahl zum 20. 
Deutschen Bundestag den 26. September 2021 festge-
setzt.

Gemäß § 32 BWO fordere ich hiermit zur möglichst früh-
zeitigen Einreichung der Wahlvorschläge auf.

1. 	Rechtsgrundlagen
Für die Durchführung der Bundestagswahl sind insbe-
sondere folgende Rechtsvorschriften maßgeblich:

•	 Bundeswahlgesetz (BWG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. Juli 1993 (BGBl I S. 1288, 
1594), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
14. November 2020 (BGBl I S. 2395) geändert wor-
den ist.

•	 Bundeswahlordnung (BWO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 19. April 2002 (BGBl I S. 1376), 
die zuletzt durch Artikel 10 der Verordnung vom 19. 
Juni 2020 (BGBl I S. 1328) geändert worden ist.

2. 	Wahlvorschlagsrecht
	 Kreiswahlvorschläge können von Parteien und nach 

Maßgabe des § 20 BWG von Wahlberechtigten einge-
reicht werden (§ 18 Abs. 1 BWG). Eine Partei kann in 
jedem Wahlkreis nur einen Kreiswahlvorschlag einrei-
chen (§ 18 Abs. 5 BWG).

3. 	Einreichungsfrist und -ort
	 Die Kreiswahlvorschläge sind beim Kreiswahlleiter 

frühzeitig, jedoch

spätestens am  
19. Juli 2021 bis 18:00 Uhr,

schriftlich einzureichen (§ 19 BWG).

	 Die Anschriften des Kreiswahlleiters für den Wahlkreis 
238 Coburg lauten wie folgt:

Briefanschrift:
Stadt Coburg

Wahlamt
Postfach 3042 oder 3052

96419 Coburg

Haus- und Paketanschrift:
Stadt Coburg

 Wahlamt
Rosengasse 1
96450 Coburg
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	 Die Schriftform ist dann gegeben, wenn die einzurei-
chenden Unterlagen persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sind und beim zuständigen Wahlorgan 
im Original vorliegen (§ 54 Abs. 2 BWG). Die Schrift-
form ist durch E-Mail oder Telefax nicht gewahrt.

4. 	Beteiligungsanzeige
	 Parteien, die im Deutschen Bundestag oder einem 

Landtag seit deren letzter Wahl nicht auf Grund eige-
ner Wahlvorschläge ununterbrochen mit mindestens 
fünf Abgeordneten vertreten waren, können als solche 
einen Wahlvorschlag nur einreichen, wenn sie

spätestens am  
 21. Juni 2021 bis 18:00 Uhr

	 dem Bundeswahlleiter ihre Beteiligung an der Wahl 
schriftlich angezeigt haben und der Bundeswahlaus-
schuss ihre Parteieigenschaft festgestellt hat.

	 In der Anzeige ist anzugeben, unter welchem Na-
men sich die Partei an der Wahl beteiligen will. Die 
Anzeige muss von mindestens drei Mitgliedern des 
Bundesvorstandes, darunter dem Vorsitzenden1  oder 
seinem Stellvertreter, persönlich und handschriftlich 
unterzeichnet sein. Hat eine Partei keinen Bundesvor-
stand, so tritt der Vorstand der jeweils obersten Partei-
organisation an die Stelle des Bundesvorstandes. Die 
schriftliche Satzung und das schriftliche Programm 
der Partei sowie ein Nachweis über die satzungsge-
mäße Bestellung des Vorstandes sind der Anzeige 
beizufügen. Der Anzeige sollen Nachweise über die 
Parteieigenschaft nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Partei-
engesetzes beigefügt werden (§ 18 Abs. 2 BWG).

Die Entscheidung des Bundeswahlausschusses, ob 
die Vereinigungen, die ihre Beteiligung angezeigt ha-
ben, für die Wahl als Partei anzuerkennen sind, ist für 
alle Wahlorgane verbindlich (§ 18 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 
1. Halbsatz BWG).

Die Anschriften des Bundeswahlleiters lauten wie folgt:

Briefanschrift:
Der Bundeswahlleiter

Statistisches Bundesamt
65180 Wiesbaden

Haus- und Paketanschrift:
Der Bundeswahlleiter

Statistisches Bundesamt
Gustav-Stresemann-Ring 11

65189 Wiesbaden

Weitere Informationen finden sich im Internetangebot 
des Bundeswahlleiters:
https://www.bundeswahlleiter.de/bundestagswah-
len/2021/informationen-wahlbewerber.html

1 Die Personenbezeichnungen in diesem Dokument entstammen den entsprechenden  
      Rechtsgrundlagen und betreffen Personen jeder Geschlechtsausprägung.

5. 	Inhalt und Form der Kreiswahlvorschläge
Die Aufstellung von Bewerbern darf seit 25. Juni 2020 
erfolgen. Die Wahl von Vertretern für Vertreterver-
sammlungen ist bereits seit 25. März 2020 möglich.

Kreiswahlvorschläge sollen nach dem Muster der An-
lage 13 zur BWO eingereicht werden. Sie müssen un-
ter anderem den Familiennamen, die Vornamen, den 
Beruf oder Stand, das Geburtsdatum, den Geburtsort 
und die Anschrift (Hauptwohnung) des Bewerbers so-
wie den Namen der einreichenden Partei und, sofern 
sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch diese, bei 
anderen Kreiswahlvorschlägen deren Kennwort, ent-
halten. Sie sollen ferner Namen und Anschriften der 
Vertrauensperson und der stellvertretenden Vertrau-
ensperson enthalten (§ 20 Abs. 4 BWG, § 34 Abs. 1 
BWO).

5.1	 Unterzeichnende
	 Der Kreiswahlvorschlag ist von mindestens drei 

Mitgliedern des Vorstandes des Landesverban-
des der Partei, darunter dem Vorsitzenden oder 
seinem Stellvertreter, persönlich und handschrift-
lich zu unterzeichnen.

	 Hat eine Partei in Bayern keinen Landesverband 
oder keine einheitliche Landesorganisation, so 
ist der Kreiswahlvorschlag von den Vorständen 
der nächstniedrigen Gebietsverbände, in deren 
Bereich der Wahlkreis liegt, in gleicher Weise 
zu unterzeichnen. Die Unterschriften des einrei-
chenden Vorstandes genügen, wenn er innerhalb 
der Einreichungsfrist nachweist, dass dem Lan-
deswahlleiter eine schriftliche, dem Satz 1 ent-
sprechende Vollmacht der anderen beteiligten 
Vorstände vorliegt (§ 20 Abs. 2 BWG, § 34 Abs. 2 
BWO).

	 Bei anderen Kreiswahlvorschlägen haben drei 
Unterzeichner des Wahlvorschlages ihre Unter-
schriften auf dem Kreiswahlvorschlag selbst zu 
leisten. § 34 Abs. 4 Nr. 3 und 4 BWO (siehe Punkt 
5.2) gilt entsprechend (§ 34 Abs. 3 BWO).

5.2	 Unterstützungsunterschriften
	 Für die in § 18 Abs. 2 BWG genannten Partei-

en (siehe hierzu Nr. 4) sind außerdem von 200 
Wahlberechtigten des Wahlkreises Unterschrif-
ten auf amtlichen Formblättern nach Anlage 14 
zur BWO zu erbringen (§ 20 Abs. 2 Satz 2 BWG).

	 Gleiches gilt für andere Kreiswahlvorschläge 
(Wählergruppen und Einzelbewerber, § 20 Abs. 
3 BWG).

	 Die Unterschriften müssen persönlich und hand-
schriftlich geleistet werden. Die Wahlberechti-
gung der Unterzeichner muss im Zeitpunkt der 
Unterzeichnung gegeben sein und ist bei Einrei-
chung des Wahlvorschlags nachzuweisen (§ 20 
Abs. 2 Satz 2 BWG). Auf einem Formblatt kann 
jeweils nur eine Unterstützungsunterschrift ge-
leistet werden.
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	 Die Formblätter werden auf Anforderung in der 
benötigten Stückzahl vom Kreiswahlleiter kosten-
frei geliefert. Sie können auch als Druckvorlage 
oder elektronisch bereitgestellt werden. Bei der 
Anforderung der Formblätter ist dem Kreiswahl-
leiter Folgendes mitzuteilen, bzw. vorzulegen:

•	 Familienname, Vornamen und Anschrift 
(Hauptwohnung) des vorzuschlagenden Be-
werbers sind anzugeben. Wird bei der Anforde-
rung der Nachweis erbracht, dass für den Be-
werber im Melderegister eine Auskunftssperre 
gemäß § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes 
eingetragen ist, wird anstelle seiner Anschrift 
(Hauptwohnung) eine Erreichbarkeitsanschrift 
verwendet; die Angabe eines Postfachs genügt 
nicht. Als Bezeichnung des Trägers des Wahl-
vorschlages, der den Kreiswahlvorschlag ein-
reichen will, sind außerdem bei Parteien deren 
Namen und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwenden, auch diese, bei anderen Kreis-
wahlvorschlägen deren Kennwort, anzugeben 
(§ 34 Abs. 4 Nr. 1 Sätze 2 bis 4 BWO).

•	 Bei Parteien ferner eine Bestätigung, dass die 
Aufstellung des Bewerbers in einer Mitglieder- 
oder einer besonderen oder allgemeinen Ver-
treterversammlung nach § 21 BWG erfolgt ist 
(§ 34 Abs. 4 Nr. 1 Satz 5 BWO).

	 Für jeden Unterzeichner ist auf dem Formblatt 
oder gesondert (nach dem Muster der Anlage 14 
zur BWO) eine Bescheinigung seiner Gemeinde-
behörde beizufügen, dass er im Wahlkreis wahl-
berechtigt ist (§ 34 Abs. 4 Nr. 3 Satz 1 BWO).

	 Ein Wahlberechtigter darf nur einen Kreiswahl-
vorschlag unterzeichnen; hat jemand mehrere 
Kreiswahlvorschläge unterzeichnet, so ist sei-
ne Unterschrift auf allen weiteren Kreiswahlvor-
schlägen ungültig (§ 34 Abs. 4 Nr. 4 BWO).

	 Kreiswahlvorschläge von Parteien dürfen erst 
nach Aufstellung der Bewerber durch eine Mit-
glieder- oder Vertreterversammlung unterzeich-
net werden. Vorher geleistete Unterschriften sind 
ungültig (§ 34 Abs. 4 Nr. 5 BWO).

5.3	 Bewerber
	 Der Kreiswahlvorschlag darf nur den Namen ei-

nes Bewerbers enthalten. Jeder Bewerber kann 
nur in einem Wahlkreis und hier nur in einem 
Kreiswahlvorschlag benannt werden. Als Bewer-
ber kann nur vorgeschlagen werden, wer seine 
Zustimmung dazu schriftlich erteilt hat; die Zu-
stimmung ist unwiderruflich (§ 20 Abs. 1 BWG).

	 Als Bewerber kann nur benannt werden, wer am 
Wahltag

•	 Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes ist,

•	 das 18. Lebensjahr vollendet hat und

• 	nicht nach § 15 Abs. 2 BWG von der Wählbar-
keit ausgeschlossen ist.

	 Als Bewerber einer Partei kann in einem Kreis-
wahlvorschlag zudem nur benannt werden, wer

•	 nicht Mitglied einer anderen Partei ist und 

•	 in einer Mitgliederversammlung zur Wahl eines 
Wahlkreisbewerbers oder in einer besonderen 
oder allgemeinen Vertreterversammlung ent-
sprechend den Bestimmungen des § 21 BWG 
in geheimer Abstimmung hierzu gewählt wor-
den ist.

5.4	 Anlagen zum Kreiswahlvorschlag
	 Dem Kreiswahlvorschlag nach dem Muster der 

Anlage 13 zur BWO ist Folgendes beizufügen (§ 
34 Abs. 5 BWO):

•	 die Erklärung des vorgeschlagenen Bewerbers 
nach dem Muster der Anlage 15 zur BWO, 
dass er seiner Aufstellung zustimmt und für kei-
nen anderen Wahlkreis seine Zustimmung zur 
Benennung als Bewerber gegeben hat,

•	 eine Bescheinigung der zuständigen Gemein-
debehörde nach dem Muster der Anlage 16 
zur BWO, dass der vorgeschlagene Bewerber 
wählbar ist,

•	 ggf. die erforderliche Zahl an Unterstützungs-
unterschriften nebst Bescheinigungen des 
Wahlrechts nach dem Muster der Anlage 14 
zur BWO (siehe Nr. 5.2).

Bei Kreiswahlvorschlägen von Parteien zudem

•	 eine Ausfertigung der Niederschrift über die Be-
schlussfassung der Mitglieder- oder Vertreter-
versammlung, in der der Bewerber aufgestellt 
worden ist (nach dem Muster der Anlage 17 
zur BWO), im Falle eines Einspruchs nach § 21 
Abs. 4 BWG auch eine Ausfertigung der Nie-
derschrift über die wiederholte Abstimmung,

•	 die nach § 21 Abs. 6 Satz 2 BWG vorgeschrie-
bene Versicherung an Eides statt, nach dem 
Muster der Anlage 18 zur BWO,

•	 eine Versicherung an Eides statt des vorge-
schlagenen Bewerbers gegenüber dem Kreis-
wahlleiter nach dem Muster der Anlage 15 zur 
BWO, dass er nicht Mitglied einer anderen als 
der den Wahlvorschlag einreichenden Partei 
ist; für die Abnahme der Versicherung an Eides 
statt gilt § 21 Abs. 6 Satz 3 BWG entsprechend.

6. 	Zurücknahme und Änderung von Wahlvorschlä-
gen, Beseitigung von Mängeln

	 Ein Kreiswahlvorschlag kann durch gemeinsame 
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	 schriftliche Erklärung der Vertrauensperson und der 
stellvertretenden Vertrauensperson zurückgenommen

	 werden, solange nicht über seine Zulassung entschie-
den ist. Ein von mindestens 200 Wahlberechtigten 
unterzeichneter Kreiswahlvorschlag kann auch von 
der Mehrheit der Unterzeichner durch eine von ihnen 
persönlich und handschriftlich vollzogene Erklärung 
zurückgenommen werden (§ 23 BWG).

	 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 19. Juli 2021, 
18:00 Uhr, kann ein Kreiswahlvorschlag nur durch 
gemeinsame schriftliche Erklärung der Vertrauensper-
son und der stellvertretenden Vertrauensperson und 
nur dann geändert werden, wenn der Bewerber stirbt 
oder die Wählbarkeit verliert. Nach der Entscheidung 
über die Zulassung des Kreiswahlvorschlags ist jede 
Änderung ausgeschlossen (§ 24 BWG).

	 Nach Aufforderung durch den Kreiswahlleiter sind et-
waige Mängel des Kreiswahlvorschlages durch die 
Vertrauensperson rechtzeitig zu beseitigen. Nach Ab-
lauf der Einreichungsfrist können nur noch Mängel an 
sich gültiger Wahlvorschläge behoben werden (§ 25 
Abs. 2 BWG). Nach der Entscheidung über die Zulas-
sung des Kreiswahlvorschlags ist jede Mängelbeseiti-
gung ausgeschlossen (§ 25 Abs. 3 BWG).

7. 	Formblätter
	 Nach Aufstellung des Kreiswahlvorschlags können 

Formblätter für Unterstützungsunterschriften (Anlage 
14 zur BWO) beim Kreiswahlleiter angefordert werden 
(siehe Nr. 5.2).

	 Zur Erstellung der übrigen Formblätter (Anlagen 13, 
15, 16, 17 und 18 zur BWO) steht eine Webanwen-
dung zur Verfügung. Diese bietet Unterstützung bei 
der Erstellung der Formblätter und hilft Übertragungs-
fehler zu vermeiden. Die Einrichtung eines Zugangs 
ist beim Kreiswahlleiter möglich (wahlen@coburg.de). 
Alternativ können dort die Formblätter zum Selbstaus-
füllen angefordert werden.

Diese Bekanntmachung ersetzt die Bekanntmachung 
über die Aufforderung zur Einreichung von Kreiswahlvor-
schlägen gemäß § 32 Bundeswahlordnung (BWO) vom 
11.01.2021, welche hiermit aufgehoben wird.

Coburg, den 19.01.2021

Stadt Coburg

T h o m a s  N o w a k
Kreiswahlleiter 

des Wahlkreises 238 Coburg

15.	 Vollzug tierseuchenrechtlicher Maßnahmen zum 
Schutz vor der Geflügelpest;

	 Einhaltung von Biosicherheitsmaßnahmen in 
einem festgelegten Gebiet zu präventiven Zwe-
cken

Aufgrund von  § 6 Abs. 2 der Verordnung zum Schutz 
gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verordnung) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2018 
(BGBl I S. 1665),  Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 des Geset-
zes über das Landesstrafrecht und das Verordnungsrecht 
auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
(Landesstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Dezember 1982 
(BayRS II S. 241) BayRS 2011-2-I (Art. 1–62), das zu-
letzt durch § 2 des Gesetzes vom 27. April 2020 (GVBl S. 
236) geändert worden ist und Art. 3 Abs. 2 des Gesund-
heitsdienst- und Verbraucherschutzgesetz (GDVG) vom 
24. Juli 2003 (GVBl S. 452, 752 BayRS 2120-1-U/G), das 
zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 24. Juli 2020 (GVBl 
S. 370) geändert worden ist, erlässt das Landratsamt Hof 
folgende

Allgemeinverfügung:

1.	 Halter von Geflügel im Landkreis Hof bis einschließlich 
1.000 Stück Geflügel haben sicherzustellen, dass

a)	 die Ein- und Ausgänge zu den Ställen oder die 
sonstigen Standorte des Geflügels gegen unbe-
fugten Zutritt oder unbefugtes Befahren gesichert 
sind, die Ställe oder die sonstigen Standorte des 
Geflügels von betriebsfremden Personen nur mit 
betriebseigener Schutzkleidung oder Einweg-
schutzkleidung betreten werden und dass diese 
Personen die Schutz- oder Einwegschutzkleidung 
nach Verlassen des Stalles oder sonstigen Stand-
orts des Geflügels unverzüglich ablegen,

b)	 Schutzkleidung nach Gebrauch unverzüglich ge-
reinigt und desinfiziert und Einwegschutzkleidung 
nach Gebrauch unverzüglich unschädlich beseitigt 
wird,

c)	 nach jeder Einstallung oder Ausstallung von Geflü-
gel die dazu eingesetzten Gerätschaften und der 
Verladeplatz gereinigt und desinfiziert werden und 
dass nach jeder Ausstallung die frei gewordenen 
Ställe einschließlich der dort vorhandenen Einrich-
tungen und Gegenstände gereinigt und desinfiziert 
werden,

d)	 betriebseigene Fahrzeuge abweichend von § 17 
Abs. 1 Satz 1 und 2 der Viehverkehrsverordnung 
unmittelbar nach Abschluss eines Geflügeltrans-
ports auf einem befestigten Platz gereinigt und 
desinfiziert werden,

e)	 Fahrzeuge, Maschinen und sonstige Gerätschaf-
ten, die in der Geflügelhaltung eingesetzt und

		  aa) in mehreren Ställen oder
		  bb) von mehreren Betrieben gemeinsam
	 benutzt werden, jeweils vor der Benutzung in ei-
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	 nem anderen Stall oder, in den Fällen des Buch-
staben b), im abgebenden Betrieb vor der Abgabe 
gereinigt und desinfiziert werden,

f)	 eine ordnungsgemäße Schadnagerbekämpfung 
durchgeführt wird und hierüber Aufzeichnungen 
gemacht werden,

g)	 der Raum, der Behälter oder die sonstigen Einrich-
tungen zur Aufbewahrung verendeten Geflügels 
nach jeder Abholung, mindestens jedoch einmal im 
Monat, gereinigt und desinfiziert wird oder werden,

h)	 eine betriebsbereite Einrichtung zum Waschen der 
Hände sowie eine Einrichtung zum Wechseln und 
Ablegen der Kleidung und zur Desinfektion der 
Schuhe vorgehalten wird.

2.	 Ausstellungen, Märkte und Schauen sowie Veranstal-
tungen ähnlicher Art, bei denen Geflügel und gehalte-
ne Vögel anderer Arten als Geflügel verkauft, gehan-
delt oder zur  Schau gestellt werden, sind im Landkreis 
Hof verboten.

3.	 Für Wildvögel im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 7 Geflü-
gelpest-Verordnung (hierunter fallen: Hühnervögel, 
Gänsevögel, Greifvögel, Eulen, Regenpfeiferartige, 
Lappentaucherartige oder Schreitvögel) gilt ein allge-
meines Fütterungsverbot im gesamten Landkreis Hof.

4.	 Die sofortige Vollziehung der in den Nummern 1 bis 
2 des Tenors getroffenen Regelungen wird gemäß § 
80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 
angeordnet.

5.	 Kosten werden nicht erhoben.

6.	 Die Allgemeinverfügung gilt am Tag nach ihrer Veröf-
fentlichung als bekannt gegeben.

Begründung:
I.

Die HPAI breitet sich in Europa, Deutschland und Bayern 
immer weiter aus. In Bayern sind über die Landesfläche 
verteilt – bislang – vier Fälle von HPAI bei Wildvögeln so-
wie ein Ausbruch  in einer kleinen Hühnerhaltung im Nach-
barlandkreis Bayreuth amtlich festgestellt worden. Vor 
diesem Hintergrund ist von einer steigenden Prävalenz 
des Virus in der Wildvogelpopulation in Bayern auszuge-
hen, was ein erhöhtes Risiko der Virus-Einschleppung 
in Hausgeflügelbestände bedingt. Besonders gefährdet 
sind dabei vor allem Klein- und Hobbyhaltungen, für die 
die strikten Biosicherheitsanforderungen für Großgeflü-
gelbestände derzeit noch nicht gelten.

II.
Das Landratsamt Hof ist gemäß Art. 3 Abs. 2 GDVG, 
sachlich und gemäß Art. 3 Abs. 1 Nr. 2 Bayer. Verwal-
tungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) örtlich zuständig.

1.	 Die Anordnung der Maßnahmen gemäß Nr. 1 der Ver-
fügung erfolgt in Ergänzung zu den Maßnahmen in § 6 
Abs. 1 Geflügelpest-Verordnung, die generell erst für 

	 Geflügelhaltungen ab 1.000 Stück Geflügel gelten, auf 
Grundlage des § 6 Abs. 2 Geflügelpest-Verordnung. 
Da die Übertragung von Influenzaviren bei Geflügel 
vor allem durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren 
oder durch Kontakt mit Kot und anderweitig viruskon-
taminierten Materialien wie etwa Einstreu, Gerätschaf-
ten, Schuhwerk oder Schutzkleidung erfolgt, ist es 
erforderlich, die Geflügelhaltungen im Landkreis Hof 
zu schützen und den Eintrag oder die Verschleppung 
des Virus in bzw. aus Nutzgeflügelbeständen zu ver-
meiden. Die Anordnung der unter Nr. 1 der Verfügung 
genannten Maßnahmen sind geeignet, das Risiko des 
Eintrags von Geflügelpestvirus in Geflügelhaltungen 
bzw. dessen Verbreitung zu vermindern.

2.	 Das Verbot von Geflügelausstellungen, -schauen und 
-märkten sowie Veranstaltungen ähnlicher Art mit Ge-
flügel und gehaltenen Vögeln anderer Arten als Geflü-
gel in Nr. 4 dieser Allgemeinverfügung ergibt sich aus 
§ 4 Abs. 2 der ViehVerkV i.V.m. § 7 Abs. 6 der Geflü-
gelpest-Verordnung. Gemäß § 38 Abs. 11 i.V.m. § 6 
Abs. 1 Nr. 4 TierGesG kann die zuständige Behörde 
zur Vorbeugung von Tierseuchen und deren Bekämp-
fung Verfügungen über die Durchführung von Veran-
staltungen, anlässlich derer Tiere zusammenkommen, 
erlassen. Das gemäß Nr. 4 der Verfügung angeordne-
te Verbot Geflügelausstellungen, -schauen und -märk-
ten sowie Veranstaltungen ähnlicher Art mit Geflügel 
und gehaltenen Vögeln anderer Arten als Geflügel im 
Landkreis Hof ist erforderlich, da durch den bei sol-
chen Veranstaltungen gegebenen engen Kontakt von 
Tieren ein bislang nicht abschätzbares Infektionsrisiko 
besteht und durch einen Verkauf eine Verschleppung 
von potentiell infizierten Tieren möglich ist.

3.	 Das in Nr. 3 dieser Allgemeinverfügung angeordnete 
allgemeine Fütterungsverbot von Wildvögeln erfolgt 
auf Grundlage von Art. 6 und Art. 7 Abs. 2 Nr. 3 LStVG, 
da virushaltig  Ausscheidungen von Wildvögeln je-
derzeit z.B. Oberflächengewässer, Futtermittel und 
Einstreu bei im Auslauf gehaltenen Geflügel mit Influ-
enzaviren, die für das Geflügel pathogen sind, konta-
minieren können. Die Übertragung von Influenzaviren 
bei Geflügel erfolgt vor allem durch direkten Kontakt 
mit infizierten Tieren oder durch Kontakt mit Kot und 
anderweitig viruskontaminierten Materialien wie etwa 
Einstreu, Gerätschaften, Schuhwerk oder Schutzklei-
dung. Um die Verbreitung des Virus durch direkten 
Kontakt zwischen Wildvögeln so weit wie möglich zu 
vermeiden, ist es aus fachlichen Erwägungen erfor-
derlich, Fütterungen von Wildvögeln zu unterbinden, 
denn die Fütterungsplätze stellen naturgemäß ent-
sprechende „Hot-Spots“ dar, an denen viele Wildvögel 
zur gleichen Zeit zusammentreffen.

4.	 Die sofortige Vollziehung der Maßnahmen in den Num-
mern 1 bis 3 dieser Allgemeinverfügung wird gemäß § 
80 Satz 1 Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeordnet, da es sich 
bei der aviären Influenza H5N8 um eine hochanste-
ckende und leicht übertragbare Tierseuche handelt, 
deren Ausbruch mit hohen wirtschaftlichen Schäden 
und weitreichenden Handelsrestriktionen einhergeht. 
Die Maßnahmen zum Schutz vor der Verschleppung 
der Seuche müssen daher sofort und ohne eine zeit-
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	 liche Verzögerung greifen. Es kann nicht abgewar-
tet werden, bis die Rechtmäßigkeit der amtlichen 
Verfügung zur Prävention der Seucheneinschlep-
pung gerichtlich festgestellt wird. Insofern über-
wiegt das öffentliche Interesse an der sofortigen 
Vollziehung ein entgegenstehendes privates Inte-
resse an der aufschiebenden Wirkung eines even-
tuellen Widerspruchs.

5.	 Die Kostenentscheidung in Nr. 5 dieses Beschei-
des beruht auf Art. 13 des Ausführungsgeset-
zes zum Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes  
(BayAGTierGesG).

6.	 Nach Art. 41 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 BayVwVfG 
gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher 
Bekanntmachung zwei Wochen nach der ortsüb-
lichen Bekanntmachung als bekannt gegeben. In 
einer Allgemeinverfügung kann nach Art. 41 Abs. 4 
Satz 4 BayVwVfG ein hiervon abweichender Tag, 
jedoch frühestens der auf die Bekanntmachung fol-
gende Tag bestimmt werden. Von dieser Vorschrift 
wird Gebrauch gemacht, sodass diese Allgemein-
verfügung einen Tag nach ihrer Bekanntmachung 
im Amtsblatt des Landkreises Hof als bekannt ge-
geben gilt.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben wer-
den bei dem 

Bayerischen Verwaltungsgericht Bayreuth

Postfachanschrift:  
Postfach 11 03 21, 95422 Bayreuth

Hausanschrift:  
Friedrichstraße 16, 95444 Bayreuth

schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen  Form. 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat 
Bayern) und den Gegenstand des Klagebegehrens 
bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthal-
ten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Be-
weismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid 
soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Ein-
reichung zur Niederschrift Abschriften für die übrigen Be-
teiligten beigefügt werden.

Hinweise 
 zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung einer Klage per einfacher E-Mail ist nicht 
zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! 

Bei Klageerhebung in elektronischer Form gilt: Nähere 
Informationen zur elektronischen Einlegung von Klagen 
(sowie allgemeine Informationen zur Einleitung eines Ver-
fahrens vor dem Verwaltungsgericht) entnehmen Sie 

bitte dem Internetauftritt der Bayerischen Verwaltungsge-
richtsbarkeit unter www.vgh.bayern.de

Kraft Bundesrechts ist bei Prozessverfahren vor den Ver-
waltungsgerichten grundsätzlich ein Gebührenvorschuss 
zu entrichten.

Hinweise:
1.	 Auf die Vorgaben gemäß § 3 und § 4 Abs. 1 Nr. 1 der
	 Geflügelpest-Verordnung hinsichtlich der allgemein 

geltenden Vorgaben zur Fütterung und Tränkung so-
wie zur Früherkennung bei gehäuften Verlusten wird 
hingewiesen.

2.	 Es wird empfohlen, die tierseuchenrechtlich erfor-
derliche Zulassung von Geflügelhändlern anhand 
der Vorlage der entsprechenden Zulassungsbe-
scheide vor der Bestellung von Geflügel durch den 
Tierhalter zu überprüfen. Alternativ ist die Liste der 
für den innergemeinschaftlichen Handel zugelas-
senen Geflügelbetriebe im Internet abrufbar unter: 
https://tsis.fli.de/GlobalTemp/202101280952127737.
pdf

3.	 Nach § 26 Abs. 1 der ViehVerkV sind Halter von Hüh-
ner, Enten, Gänsen, Fasanen, Perlhühnern, Rebhüh-
nern, Truthühnern, Wachteln oder Laufvögeln ver-
pflichtet, dies der zuständigen Behörde vor Beginn 
der Tätigkeit unter Angabe seines Namens, seiner 
Anschrift und der Anzahl der im Jahresdurchschnitt 
voraussichtlich gehaltenen Tiere, ihrer Nutzungsart 
und ihres Standortes bezogen auf die jeweilige Tierart 
mitzuteilen. 

4.	 Ordnungswidrig im Sinne des § 64 der Geflügelpest-
Verordnung, § 46 ViehVerkV und  § 32 Abs. 2 Nr. 4 
des TierGesG handelt, wer vorsätzlich oder fahrläs-
sig dieser Allgemeinverfügung zuwiderhandelt. Die 
Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
30.000 Euro geahndet werden.

5.	 Die labordiagnostischen Abklärungsuntersuchungen 
zur Früherkennung im Sinne des § 4 Abs. 1 Nr. 1 
der Geflügelpest-Verordnung an den Landesuntersu-
chungseinrichtungen sind kostenfrei.

Hof, den 01.02.2021

Landratsamt Hof

L e i n
Oberregierungsrat
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16.	 Kraftloserklärung eines Sparkassenbuches

Der Vorstand der Sparkasse Hochfranken hat mit Verfü-
gung vom 26.01.2021 das von der Sparkasse Hochfran-
ken, Anstalt des öffentlichen Rechts in Hof, ausgestell-
te Sparkassenbuch Nr. 3440044887 für kraftlos erklärt, 
nachdem das Aufgebotsverfahren zur Kraftloserklärung 
dieses Sparkassenbuches durchgeführt worden ist und 
Rechte Dritter an dem Sparguthaben nicht geltend ge-
macht wurden.  

Hof, den 26.01.2021

Sparkasse Hochfranken

M a u r e r
Vorstand
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